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Schlussbesprechung nach Betriebsprü-
fung: Telefonkonferenz ist ausreichend

Zu einer Betriebsprüfung gehört regelmä-
ßig eine Schlussbesprechung, bei der üb-
licherweise die maßgebenden Personen 
des Finanzamts, der Steuerberater und 
gegebenenfalls der Steuerpflichtige, also 
der Mandant, teilnehmen. Das Recht auf 
eine Schlussbesprechung ist in der Ab-
gabenordnung verankert. Sie dient dazu, 
strittige Sachverhalte sowie die rechtliche 
Beurteilung der Prüfungsfeststellungen 
und ihre steuerlichen Auswirkungen zu 
erörtern. Nun werden persönliche Kon-
takte in der jetzigen Coronawelle wieder 
einmal minimiert - das betrifft auch die 
Schlussbesprechungen. Und so stellt sich 
die Frage, ob Prüfungsfeststellungen durch 
das Finanzamt überhaupt verwertbar sind, 
solange keine Schlussbesprechung „von 
Angesicht zu Angesicht“ durchgeführt wer-
den kann. 

Bereits im Jahr 2020 hat das Finanzgericht 
Düsseldorf dazu entschieden, dass Steuer-
pflichtige zwar ein Recht auf eine Schluss-
besprechung haben, diese aber auch 
telefonisch erfolgen darf. Eine Schlussbe-
sprechung müsse nicht unter persönlicher 

Anwesenheit erfolgen, insbesondere da ein 
Ende der Corona-Epidemie nicht absehbar 
sei. § 201 Abs. 1 Satz 1 AO mache keine Vor-
gaben zu dem Ort sowie der Art und Weise 
der Durchführung einer Schlussbespre-
chung. Die Prüfungsfeststellungen könn-
ten auch in einem telefonischen Gespräch 
erörtert werden (Beschluss vom 11.5.2020, 
3 V 1087/20 AE, AO).

Gewerbesteuer: Veranstaltungs-DJ kann 
Künstler sein

Vor den Finanzgerichten geht es immer 
wieder um die Frage, ob Discjockeys Künst-
ler sind und die entsprechenden Veran-
staltungen als Konzerte gelten. Wichtig 
ist dies zum einen für die Frage, ob DJs 
mit ihren Gewinnen der Gewerbesteuer 
unterliegen und zum anderen, ob die Ein-
trittsgelder für die Veranstaltungen dem 
ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegen. 
Nun hat das Finanzgericht Düsseldorf ent-
schieden, dass ein DJ durchaus als Künstler 
anzusehen sein kann, damit Einkünfte aus 
selbständiger Tätigkeit erzielt und folg-
lich keine Gewerbesteuer gezahlt werden 
muss (Urteil vom 12.8.2021, 11 K 2430/18 G, 
rechtskräftig).

Der Sachverhalt: Der Kläger legte bei 
Hochzeiten, Geburtstagsfeiern sowie Fir-
menveranstaltungen gegen Entgelt auf. 

Gelegentlich trat er auch in Clubs auf. Mit 
dem jeweiligen Auftraggeber vereinbarte 
er, dass er weder in der Programmgestal-
tung noch in der Darbietung Weisungen 
unterliegt, auch wenn Stil und Art der Dar-
bietung im Vorfeld abgesprochen werden. 

Das Finanzamt ordnete die Tätigkeit des 
Klägers als gewerblich ein und erließ für 
das Jahr 2016 einen Gewerbesteuermess-
bescheid. Der Kläger sei nicht künstlerisch 
tätig, weil er nicht die nötige Gestaltungs-
höhe erreiche. Der Kläger wandte dagegen 
ein, dass er Lieder nicht lediglich abspiele, 
sondern sie in neue, eigene Musikstücke 
verändere. Er lege andere Beats, welche 
teilweise selbst erzeugt seien, unter die 
Songs, variiere die Abspielgeschwindigkeit, 
verwende Spezialeffekte, spiele Samples 
(d.h. Teile einer Ton- oder Musikaufnahme) 
ein oder vermische mehrere Musikstücke. 
Bekannte Songs erhielten dadurch einen 
anderen, neuen Charakter. Das FG Düssel-
dorf hat der Klage stattgegeben; der DJ un-
terliegt nicht der Gewerbesteuer.

Begründung: Der Kläger spiele nicht nur 
Lieder anderer Interpreten ab. Vielmehr 
biete er neue Musik dar. Er gebe den Mu-
sikstücken anderer Künstler durch Ver-
mischung und Bearbeitung einen neuen 
Charakter. Er führe sie damit in dem ihm 
eigenen Stil auf und vollbringe eine eigen-
schöpferische Leistung. 
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Verpflegungspauschalen: 
Ordnungsamt-Mitarbeiter haben erste 
Tätigkeitsstätte

Wer außerhalb seiner ersten Tätigkeits-
stätte beruflich aktiv ist, darf - je nach 
Dauer der Abwesenheit - bestimmte Ver-
pflegungspauschbeträge steuerlich gel-
tend machen (siehe auch die vorhergehen-
de Info). Bei einer mehr als achtstündigen 
Abwesenheit sind es 14 Euro pro Tag. Dabei 
kommt es auf die Abwesenheit von der 
Wohnung und zusätzlich von der ersten 
Tätigkeitsstätte an. Sofern keine erste Tä-
tigkeitsstätte vorliegt, so etwa vielfach 
bei Bauarbeitern, kommt es hingegen nur 
auf die Abwesenheit von der Wohnung an. 
Der Bundesfinanzhof hat nun entschieden, 
dass eine überwiegend im Außendienst 
tätige Mitarbeiterin des allgemeinen Ord-
nungsdienstes im Ordnungsamt, dem sie 
zugeordnet ist, ihre erste Tätigkeitsstätte 
hat. Das gilt jedenfalls dann, wenn sie dort 
zumindest in geringem Umfang Tätigkeiten 
zu erbringen hat, die sie dienstrechtlich 
schuldet und die zu dem Berufsbild einer 
Mitarbeiterin des allgemeinen Ordnungs-
dienstes gehören (BFH-Urteil vom 12.7.2021, 
VI R 9/19). Folge ist, dass Verpflegungspau-
schalen nur abgezogen werden dürfen, 
wenn die Mitarbeiterin tatsächlich mehr 
als acht Stunden im Außendienst tätig ist.

Kapitalanleger

Investmentfonds: Keine steuerpflichtige 
Vorabpauschale für 2022

Zu Beginn des Jahres 2018 ist die Besteu-
erung von Investmentfonds neu geregelt 
worden. Unter anderem gibt es nun die 
so genannte Vorabpauschale für thesau-
rierende und teilweise thesaurierende 
Fonds, also Fonds, die ihre Gewinne nicht 
oder nicht vollständig ausschütten. Die-
se Vorpauschale führt zu einer gewissen 
Mindestbesteuerung, das heißt, durch die 
Vorabpauschale sollen Werterhöhungen 
des Fonds vorab versteuert und die Verla-
gerung von Steuerzahlungen in kommende 
Jahre vermieden werden.

Die Vorabpauschale beträgt 70 Prozent des 
jährlichen Basiszinses der Bundesbank 
multipliziert mit dem Wert des Fondsan-
teils zum Jahresbeginn (sog. Basisertrag). 
Sofern der tatsächliche Wertzuwachs des 
Fonds im Kalenderjahr geringer ist, wird 
aber nur dieser angesetzt. Gab es keine 
Wertsteigerung, erfolgt auch keine Vorab-
besteuerung. Zugegebenermaßen ist die 
Besteuerung von Fonds alles andere als 
leicht. Wichtig für Anleger ist aber, dass 
für das Jahr 2021 keine Vorabpauschale zu 
versteuern ist. Grund ist, dass bereits der 
Basiszins für 2021 mit -0,45 Prozent nega-
tiv war. Folglich kann sich rein rechnerisch 

auch keine steuerpflichtige Vorabpauscha-
le ergeben (BMF-Schreiben vom 6.1.2021, 
IV C 1-S 1980-1/19/10038:0004). Jüngst hat 
das Bundesfinanzministerium bekannt 
gegeben, dass auch für 2022 keine Vorab-
pauschale zu versteuern ist, denn der Ba-
siszins war - bzw. ist - weiterhin negativ 
(BMF-Schreiben vom 7.1.2022, IV C 1-S 1980-
1/19/10038:0005).

Immobilienbesitzer

Abfindungen an weichende Mieter: Kein 
Sofortabzug, sondern nur AfA möglich

Die umfassende Renovierung einer Immo-
bilie ist zuweilen nur möglich, wenn die 
Mieter zuvor ausgezogen sind. Sofern den 
Mietern für den - vorzeitigen - Auszug Ab-
findungen gezahlt werden, ist in steuerli-
cher Hinsicht die Frage zu beantworten, ob 
die Entschädigungen sofort abziehbar sind 
oder ob sie zu Herstellungskosten führen 
und nur im Wege der Absetzung für Abnut-
zung (AfA) mit 2 oder 2,5 Prozent jährlich 
zu berücksichtigen sind. Im November 2021 
hat das Finanzgericht Münster entschie-
den, dass an Mieter gezahlte Abfindungen 
für die vorzeitige Räumung der Wohnungen 
zum Zweck der Durchführung von Renovie-
rungsmaßnahmen zu anschaffungsnahen 
Herstellungskosten führen können. Sie 
sind dann nur per AfA abziehbar (Urteil 
vom 12.11.2021, 4 K 1941/20 F).

Der Sachverhalt: Ein Vermieter erwarb 
im Jahr 2016 eine denkmalgeschütz-
te Immobilie mit vier Wohnungen für  
1,2 Mio. Euro, die er in den folgenden zwei 
Jahren für 615.000 Euro renovierte. Vom 
Kaufpreis entfielen rund 836.000 Euro auf 
das Gebäude. Um die Mieter zum vorzei-
tigen Auszug zu bewegen und die Reno-
vierungsarbeiten dadurch einfacher zu 
gestalten, zahlte der Vermieter Mieter-
abfindungen von insgesamt 35.000 Euro. 
Diesen Betrag machte er als sofort ab-
zugsfähige Werbungskosten geltend. Das 
Finanzamt behandelte die Abfindungen 
dagegen als anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten und versagte den sofortigen 
Abzug. Die hiergegen gerichtete Klage blieb 
ohne Erfolg.

Begründung: Zu den Herstellungskosten 
eines Gebäudes gehören auch Aufwendun-
gen für Instandsetzungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen, die innerhalb von drei 
Jahren nach der Anschaffung des Gebäu-
des durchgeführt werden, wenn die Auf-
wendungen (netto) 15 Prozent der Anschaf-
fungskosten des Gebäudes übersteigen 
(anschaffungsnahe Herstellungskosten 
gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG). Die Mieterab-
findungen seien als solche anschaffungs-
nahen Herstellungskosten zu behandeln. 
Der Wortlaut der Vorschrift sei so gefasst, 
dass als Aufwendungen für Instandset-

zungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
nicht nur Baukosten im technischen Sin-
ne in Betracht kämen. Vielmehr reiche ein 
unmittelbarer Zurechnungs- bzw. Veran-
lassungszusammenhang zu der baulichen 
Maßnahme aus. Für dieses weite Verständ-
nis spreche auch der Sinn und Zweck der 
Vorschrift, wonach die Renovierung einer 
Immobilie unmittelbar nach deren Erwerb 
steuerlich mit dem Erwerb einer bereits 
renovierten und damit teureren Immobilie 
gleichgestellt werden solle. Unter Einbezie-
hung der weiteren Renovierungskosten sei 
die im Gesetz genannte 15 Prozent-Grenze 
in Bezug auf die Anschaffungskosten des 
Gebäudes überschritten. Die Abfindungen 
seien auch unmittelbar durch die Renovie-
rungsmaßnahmen veranlasst, weil diese 
durch den Auszug der Mieter schneller und 
einfacher durchzuführen gewesen seien.

Praxistipp:
Die Richter haben die Revision zum 
Bundesfinanzhof zugelassen, die 
zwischenzeitlich auch vorliegt (Az. IX R 
29/21). Ob ein sofortiger Abzug möglich 
gewesen wäre, wenn die Abfindungen 
erst mehr als drei Jahre nach der 
Anschaffung geleistet worden wären, 
musste das Finanzgericht im Übrigen 
nicht entscheiden. Insoweit hätte sich 
also durchaus eine andere Beurteilung 
ergeben können.

Grundsteuer: Kein Erlass der Steuer bei 
baurechtswidriger Nutzung

Sofern Vermieter Mietausfälle bekla-
gen müssen, ohne diese verschuldet zu 
haben, können sie einen teilweisen Er-
lass der Grundsteuer beantragen. Bei ei-
ner Ertragsminderung von mehr als 50 
Prozent beträgt der Grundsteuererlass  
25 Prozent, bei einer Ertragsminderung von 
100 Prozent gibt es 50 Prozent der Grund-
steuer zurück. Der Antrag auf den Grund-
steuererlass ist jeweils bis zum 31. März für 
das entsprechende Vorjahr an die zustän-
dige Gemeindeverwaltung zu richten, in 
Berlin, Bremen (aber nicht Bremerhaven) 
und Hamburg an das Finanzamt (§ 34 Abs. 
1 GrStG).

Ein Grundstückseigentümer hat allerdings 
keinen Anspruch auf den Erlass der Grund-
steuer, wenn ihn ein eigenes Verschulden 
an einer Ertragsminderung trifft. Dies hat 
das Verwaltungsgericht Koblenz aktuell 
bestätigt (Urteil vom 16.11.2021, 5 K 256/21.
KO). Der Sachverhalt: Die Klägerin ist Ei-
gentümerin einer Immobilie, die sich in 
einem Gewerbegebiet befindet und die 
baurechtlich - bis auf die Hausmeister-
wohnung - nur gewerblich als Bürogebäu-
de genutzt werden darf. Die Eigentümerin 
beantragte einen Grundsteuererlass, da 
von acht Einheiten des Gebäudes nur eine 
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vermietet worden sei. Die Gemeinde lehnte 
den begehrten Grundsteuererlass ab und 
führte aus, die Klägerin habe sich nicht 
nachhaltig um die Vermietung des Objekts 
bemüht. Die hiergegen gerichtete Klage 
hatte keinen Erfolg. 

Begründung: Die Grundsteuer kann nach 
den gesetzlichen Bestimmungen zwar 
teilweise erlassen werden, aber nur dann, 
wenn der Eigentümer die Minderung der 
Mieteinnahmen nicht zu vertreten hat. Dies 
sei hier nicht der Fall. Der Klägerin sei bei 
Erwerb des Gebäudes, das bereits seit 20 
Jahren im Eigentum ihrer Familie gestan-
den habe, bekannt gewesen, dass eine Ver-
mietung mit Blick auf die baurechtlichen 
Vorschriften nur zu Gewerbezwecken in 
Betracht komme. Das Objekt weise indes 
eine deutliche Prägung als reines Wohn-
haus auf, was einer Vermietung der Ein-
heiten zu Gewerbezwecken (Büronutzung) 
entgegenstehe. Die Klägerin habe aber 
keine baulichen Maßnahmen ergriffen, um 
die Einheiten einer gewerblichen Nutzung 
zuzuführen. Habe sie es somit unterlassen, 
das Objekt in einen Zustand zu versetzen, 
der sich zur Vermietung für die erlaubte 
Nutzung der Räumlichkeiten eigne, habe 
sie die Ursache für den Leerstand des Ge-
bäudes selbst zu verantworten.

 Alle Steuerzahler

Erbschaftsteuer: Zum Abzug von Beerdi-
gungskosten als Erbfallkosten

Zur Ermittlung der Erbschaftsteuer sind 
von dem geerbten Vermögen unter an-
derem die Kosten der Bestattung des 
Erblassers, die Kosten für ein angemes-
senes Grabdenkmal sowie die Kosten für 
die übliche Grabpflege abzuziehen. Ohne 
Nachweis wird für diese Kosten insgesamt 
ein Betrag von 10.300 Euro berücksichtigt. 
Kürzlich hat das Finanzgericht Münster 
entschieden, dass Beerdigungskosten aber 
nicht als Erbfallkosten abzugsfähig sind, 
soweit sie durch eine von der Erblasserin 
abgeschlossene Sterbegeldversicherung 
geleistet werden und der Versicherungs-
anspruch an ein Bestattungsunternehmen 
abgetreten wurde (Urteile vom 19.8.2021, 
3 K 1551/20 Erb und 3 K 1552/20 Erb). Der 
Sachverhalt: Die Kläger sind Geschwister, 
die gemeinsam Erben ihrer verstorbenen 
Tante geworden sind. Bei der Erbschaft-
steuererklärung machten sie Erbfallkosten 
von rund 15.000 Euro geltend. Allerdings 
wurde ein Teilbetrag der Beerdigungskos-
ten in Höhe von etwa 6.800 Euro von ei-
ner Sterbegeldversicherung übernommen, 
die die Tante abgeschlossenen hatte. Den 
Auszahlungsanspruch gegen die Versiche-
rung hatte sie bereits zu Lebzeiten an das 
Bestattungsunternehmen abgetreten. Das 
Finanzamt sah den Anspruch der Tante ge-
gen die Sterbegeldversicherung als steuer-

pflichtigen Erwerb an. Für die Erbfallkosten 
zog es lediglich den Pauschbetrag in Höhe 
von 10.300 Euro ab. Die hiergegen gerichte-
te Klage hatte keinen Erfolg. 

Die Begründung: Von den geltend gemach-
ten Erbfallkosten in Höhe von ca. 15.000 
Euro seien die von der Versicherung über-
nommenen 6.800 Euro nicht abzugsfähig, 
so dass die Erbfallkostenpauschale von 
10.300 Euro nicht überschritten sei. Ab-
zugsfähig seien nur solche Kosten, die 
dem Erben auch tatsächlich entstanden 
sind. Die von der Versicherung getragenen 
Kosten seien den Klägern wegen der inso-
weit noch zu Lebzeiten der Tante erfolgten 
Abtretung des Versicherungsanspruchs an 
das Bestattungshaus nicht entstanden. 
Dieser Anspruch habe aufgrund der Ab-
tretung nicht zur Erbmasse gehört. Der da-
gegen zur Erbmasse gehörende Anspruch 
gegen das Bestattungshaus auf Bestat-
tungsleistungen sei durch die tatsächliche 
Erbringung dieser Leistungen erloschen, 
ohne dass den Klägern insoweit Kosten 
entstanden seien. Das Gericht hat in bei-
den Verfahren die Revision zum Bundesfi-
nanzhof zugelassen.

Erbschaftsteuer: Übertragung der Nach-
barwohnung kann steuerfrei sein

Die Vererbung des selbstgenutzten Fami-
lienheims an die Kinder ist von der Erb-
schaftsteuer befreit. Das gilt auch für eine 
hinzuerworbene Doppelhaushälfte oder 
Nachbarwohnung, die mit der bereits ge-
nutzten eigenen Wohnung verbunden wird. 
Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist 
allerdings, dass der Erblasser das Familien-
heim vor dem Erbfall selbst bewohnt hat 
und der Erbe die Immobilie nach der Erb-
schaft zehn Jahre lang selbst zu Wohnzwe-
cken nutzt. Die Vergünstigung greift, soweit 
die Wohnfläche der geerbten Wohnung 200 
qm nicht übersteigt. Im Übrigen ist eine 
weitere wichtige Voraussetzung zu beach-
ten: Die hinzuerworbene Wohnung muss 
unverzüglich zur Selbstnutzung bestimmt 
sein (BFH-Urteil vom 6.5.2021, II R 46/19). 

„Unverzüglich“ bedeutet im Grundsatz, 
dass der Erbe bereits kurz nach dem Erb-
fall in das Familienheim einziehen muss, 
wenn er nicht bereits darin wohnt. Übli-
cherweise gilt hier eine Frist von maximal 
sechs Monaten. So hat der Bundesfinanz-
hof bereits entschieden, dass Kinder eine 
von ihren Eltern bewohnte Immobilie nur 
dann steuerfrei erben können, wenn sie 
die Selbstnutzung als Wohnung innerhalb 
von sechs Monaten nach dem Erbfall auf-
nehmen. Doch diese Regel gilt nicht unein-
geschränkt. Auch ein späterer Einzug kann 
in besonders gelagerten Ausnahmefällen 
zum steuerfreien Erwerb des Familien-
heims führen, etwa im Fall einer dringend 
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notwendigen Renovierung (BFH-Urteil vom 
28.5.2019, II R 37/16). Der Erbe muss dann 
aber glaubhaft darlegen, dass er die Ver-
zögerung nicht zu vertreten hat. Es obliegt 
ihm, die Renovierungsarbeiten und die 
Beseitigung etwaiger Mängel zeitlich so zu 
fördern, dass es nicht zu Verzögerungen 
kommt, die nach der Verkehrsanschauung 
als unangemessen anzusehen sind. Ein un-
verhältnismäßiger Aufwand zur zeitlichen 
Beschleunigung ist jedoch nicht erforder-
lich. Vielmehr reicht es aus, wenn der Er-
werber alle ihm zumutbaren Maßnahmen 
ergreift. 

Praxistipp:
Eine zeitliche Verzögerung des Einzugs 
aufgrund von Renovierungsarbeiten ist 
dem Erwerber nicht anzulasten, wenn 
er die Arbeiten unverzüglich in Auftrag 
gibt, die beauftragten Handwerker sie 
aber aus Gründen, die der Erwerber 
nicht zu vertreten hat, z.B. wegen einer 
hohen Auftragslage, nicht rechtzei-
tig ausführen können - so der BFH 
in dem o.g. Urteil vom 6.5.2021. Ein 
weiteres Indiz für die unverzügliche 
Bestimmung zur Selbstnutzung ist die 
zeitnahe Räumung bzw. Entrümpelung 
der erworbenen Wohnung. Verzögert 
sich der Einzug hingegen deshalb, weil 
zunächst ein gravierender Mangel 
beseitigt werden muss, ist eine spätere 
Entrümpelung der Wohnung unschäd-
lich, wenn sie nicht ihrerseits zu einem 
verzögerten Einzug führt.

Unterhaltsleistung: Wohnungsüberlas-
sung als abzugsfähige Sonderausgabe?

Unterhaltsleistungen an den geschiedenen 
oder getrennt lebenden Ehegatten dürfen 
bis zu 13.805 Euro als Sonderausgaben 
abgezogen werden, sofern der Empfänger 
hierzu seine Zustimmung erteilt. Im Ge-
genzug muss der Empfänger den gleichen 
Betrag bei den sonstigen Einkünften ver-
steuern („Realsplitting“). Als Unterhalts-
leistungen gelten auch Sachleistungen, 
insbesondere der Wert der dem Ex-Partner 
überlassenen Wohnung. Wird die Wohnung 
aufgrund einer Unterhaltsvereinbarung 
überlassen und vermindert sich dadurch 
die Barunterhaltsverpflichtung, kann der 
Überlassende den Mietwert als Sonderaus-
gabe absetzen (BFH-Urteil vom 12.4.2000, 
XI R 127/96). Aber: Haben die Ex-Gatten 
explizit einen Barunterhalt vereinbart, 
auf den die unentgeltliche Wohnungsge-
stellung angerechnet wird, so kommt ein 
Sonderausgabenabzug im Wege des Real-
splitting nur in Höhe dieser Anrechnung - 
nicht aber in Höhe des Mietwerts der Woh-
nung - in Betracht (Niedersächsisches FG 
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vom 11.6.2020, 1 K 99/19). Der Sachverhalt: 
In der Trennungs- und Scheidungsfolgen-
vereinbarung wurde ein Barunterhalt in 
Höhe von 600 Euro pro Monat vereinbart. 
Zudem wurde folgende Regelung getroffen: 
Solange der ehemalige Partner noch in der 
früheren Familienwohnung lebt, wird ein 
Anteil von 400 Euro als dessen Wohnvor-
teil bewertet und mithin nur ein Betrag 
in Höhe von 200 Euro vom Unterhaltsver-
pflichteten ausgezahlt. Tatsächlich betrug 
der Mietwert aber rund 800 Euro. Dem-
nach machte der Überlassende anstatt von 
7.200 Euro einen weit höheren Betrag als 
Sonderausgaben geltend.

Nach Auffassung der Finanzrichter stellt 
die Überlassung der Familienwohnung 
keine Naturalunterhaltsleistung dar. In 
der Trennung- und Scheidungsfolgenver-
einbarung sei ausdrücklich ein Barunter-
haltsanspruch in Höhe von 600 Euro pro 
Monat vereinbart worden. War danach der 
Kläger grundsätzlich gesetzlich zur Leis-
tung von Barunterhalt in voller Höhe ver-
pflichtet, so war auch der Abschluss eines 
Mietvertrages grundsätzlich angemessen. 
Mit Rücksicht auf die Barunterhaltspflicht 
bestehe für den Unterhaltsverpflichteten 
regelmäßig kein Anlass, dem Unterhalts-
berechtigten eine Wohnung unentgeltlich 
zur Nutzung zu überlassen. Demnach kam 
das Gericht zu dem Ergebnis, dass bei einer 
Vereinbarung von Barunterhalt, auf den 
eine unentgeltliche Wohnungsgestellung 
angerechnet wird, ein Sonderausgabenab-
zug im Wege des Realsplitting nur in Höhe 
dieser Anrechnung in Betracht kommt, 
nicht jedoch in Höhe des Mietwerts der 
Wohnung.

Praxistipp:
Gegen das Urteil liegt die Revision 
beim Bundesfinanzhof unter dem Az. 
X R 33/20 vor, so dass das letzte Wort 
noch nicht gesprochen ist. 

Kindergeld: Lehrgänge bei der Bundes-
wehr gelten nicht als Berufsausbildung

Eltern erhalten für ihre Kinder, die sich in 
einer Berufsausbildung befinden, bis zum 
25. Lebensjahr Kindergeld. Doch oftmals 
kommt es zum Streit über die Frage, ob tat-
sächlich eine Berufsausbildung oder „nur“ 

eine Weiterbildung vorliegt, die nicht mehr 
zum Bezug von Kindergeld berechtigt. Für 
Kinder, die ihren Dienst bei der Bundes-
wehr ableisten, hat der Bundesfinanzhof 
bereits vor einiger Zeit entschieden, dass 
die Ausbildung zum Unteroffizier, z.B. Feld-
webel, als Berufsausbildung gilt (BFH-Ur-
teil vom 23.6.2015, III R 37/14).

Jüngst hat der Bundesfinanzhof aber ent-
schieden, dass nach Absolvierung der 
Grundausbildung und der anschließenden 
Dienstpostenausbildung bei Mannschafts-
dienstgraden keine Berufsausbildung 
mehr vorliegt (BFH-Urteil vom 7.7.2021, III 
R 24/19). 

Der Sachverhalt: Ein junger Mann trat am 
1.7.2007 in die Bundeswehr als Soldat auf 
Zeit ein und verpflichtete sich für zwölf 
Jahre bis zum 30.6.2019. Seine Eltern wa-
ren der Auffassung, dass seine Berufs-
ausbildung als Berufssoldat nicht mit der 
Dienstpostenausbildung endete, sondern 
spätere Verwendungslehrgänge hinzuge-
rechnet werden müssten. Die Klage und die 
anschließende Revision blieben allerdings 
erfolglos. Nach Auffassung der Richter 
sei die erstmalige Berufsausbildung hin-
gegen mit der Grundausbildung und der 
anschließenden Dienstpostenausbildung 
abgeschlossen.

Säumniszuschläge: Sind diese verfas-
sungswidrig zu hoch?

Wird eine Steuer nicht bis zum Ablauf des 
Fälligkeitstages entrichtet, so verlangt der 
Fiskus für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis einen Säumniszuschlag von 1 Pro-
zent des rückständigen Steuerbetrags (ab-
gerundet auf den nächsten durch 50 Euro 
teilbaren Betrag). Säumniszuschläge haben 
mehrere Funktionen: Zum einen sind sie 
ein Druckmittel eigener Art, das den Steu-
erschuldner zur rechtzeitigen Zahlung der 
festgesetzten Steuer bewegen soll. Zum 
anderen gleichen sie den Zinsnachteil der 
Finanzverwaltung aus oder schöpfen - je 
nach Sichtweise - den Zinsvorteil des Steu-
erschuldners ab. Durch Säumniszuschläge 
werden schließlich auch die Verwaltungs-
aufwendungen abgegolten, die der Finanz-
verwaltung dadurch entstehen, dass Steu-
erpflichtige eine fällige Steuer nicht oder 
nicht fristgemäß zahlen.

Die Höhe des Säumniszuschlags von 1 
Prozent pro Monat ist allerdings ver-
fassungsrechtlich umstritten, und zwar 
nicht erst seit der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Verzins-
ung von Steuernachforderungen und  
-erstattungen. Die Verfassungshüter haben 
entschieden, dass die Steuerverzinsung 
(„Vollverzinsung“) von 0,5 Prozent pro Mo-
nat seit dem 1.1.2014 verfassungswidrig ist, 
auch wenn der Zinssatz erst ab dem 1.1.2019 
korrigiert werden muss (BVerfG-Beschluss 
vom 8.7.2021, 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17).

Nunmehr hat das Finanzgericht Münster 
ernste verfassungsrechtliche Zweifel an 
der Höhe des Säumniszuschlags geäußert 
und deshalb in einem Fall die Aussetzung 
der Vollziehung gewährt, das heißt die 
Vollziehung des entsprechenden Abrech-
nungsbescheides in voller Höhe aufge-
hoben (FG Münster vom 16.12.2021, 12 V 
2684/21 AO). Es ging um Säumniszuschläge, 
die im Jahre 2019 im Zusammenhang mit 
einer Grunderwerbsteuerforderung erho-
ben wurden.

Zuvor hat auch der Bundesfinanzhof er-
hebliche verfassungsrechtliche Bedenken 
gegen die Höhe der Säumniszuschläge ge-
äußert und die Aussetzung der Vollziehung 
gewährt. In einem Beschluss vom 26.5.2021 
(VII B 13/21 AdV) heißt es: Gegen die Höhe 
der nach § 240 AO zu entrichtenden 
Säumniszuschläge bestehen für Jahre ab 
2012 jedenfalls insoweit erhebliche ver-
fassungsrechtliche Bedenken, als den 
Säumniszuschlägen nicht die Funktion ei-
nes Druckmittels zukommt, sondern die 
Funktion einer Gegenleistung oder eines 
Ausgleichs für das Hinausschieben der 
Zahlung fälliger Steuern, mithin also eine 
zinsähnliche Funktion.

Praxistipp:
Die Entscheidungen sind „nur“ zu Aus-
setzungsverfahren und - noch - nicht in 
der Hauptsache ergangen. Allerdings 
sind bereits zwei Revisionsverfahren 
beim BFH zu der Thematik anhängig 
(Az. VII R 55/20 und VII R 19/21). Man 
darf also gespannt sein, ob der BFH 
seine Bedenken wiederholt und gege-
benenfalls das Bundesverfassungsge-
richt anrufen wird.
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